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Deutschland – fehlender
Mosaikstein der
Datenwirtschaft

Lesedauer: 9 Minuten

Professorin Dr. Louisa Specht-
Riemenschneider

Der Koalitionsvertrag enthält das Versprechen, ein Dateninstitut
auszugründen, um „Datenverfügbarkeit und -standardisie-

rung voranzutreiben, Datentreuhändermodelle und Lizenzen zu
etablieren“ (Koalitionsvertrag 2021-2025 zwischen SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP, S. 17). Die Idee eines Dateninstituts für
Deutschland geht auf ein Strategiepapier der MdB Dr. Anna Christ-
mann, Dieter Janecek, Kai Gehring, Stefan Gelbhaar, den Landesmi-
nisterinnen Theresia Bauer und Katharina Fegebank sowie der MdL
und Fraktionsvorsitzenden Katharina Schulze und dem MdEP Dr.
Sergey Lagodinsky zurück (Strategiepapier, abrufbar unter: https://k
ai-gehring.de/wp-content/uploads/2021/08/Strategiepapier_Date
n-fuer-den-Wandel-nutzen.pdf). In diesem Papier werden die Auf-
gaben des Dateninstituts als Ergänzung der Tätigkeiten der Daten-
schutzbehörden definiert. Das Dateninstitut soll Datenzugang, Da-
tenteilen, Datenverfügbarkeit und Datenstandardisierung auch in
Zusammenarbeit mit anderen nationalen und internationalen Da-
teninstitutionen vorantreiben und ermöglichen. Ziel ist die Etablie-
rung eines Daten-Ökosystems für nachhaltigen Wohlstand (Strate-
giepapier, S. 4). Dieses Strategiepapier dürfte seinerseits jedenfalls in
Teilen auf einem Papier eines Expertengremiums beruhen, das schon

früh die Idee eines Open Data Institutes für Deutschland
(Short Paper, abrufbar unter: https://raw.githubuserconte
nt.com/Dateninstitut-de/Shortpaper/main/ODI_Short%2
0Paper_final.pdf) konzeptualisiert hat.

1. Open Data Institute als Beispiel
In seiner Idee ist das Dateninstitut dem britischen Open Da-
ta Institute (ODI) nachempfunden und weckt in erster Linie
die Assoziation, dass dort „Open Data“, also die Offenle-
gung von Verwaltungsdaten, gefördert werden soll. Das
ODI ist ein gemeinnütziges Unternehmen (sog. company
limited by guarantee (CLG)), das 2012 von Sir Tim Berners-

Lee und Sir Nigel Shadbolt gegründet wurde. Es hat ein Budget von
6 Mio. GBP und hat es sich zur Aufgabe gemacht, Datenverfügbar-
keit zu fördern, und zwar mittlerweile nicht mehr allein im Bereich
Open Data, sondern insgesamt. Es arbeitet sowohl mit Unterneh-
men als auch mit Regierungen zusammen, um ein „offenes, vertrau-
enswürdiges Datenökosystem aufzubauen“ (vgl. https://theodi.org/
about-the-odi/). Das ODI treibt schon heute sehr erfolgreich Daten-
treuhandsysteme und Datenzugangsgewährleistungen voran.

2. Vereinbarkeit von Datenschutz und Datennutzung als
wesentliche Aufgabe eines Dateninstituts
Welchen Beitrag könnte ein deutsches Dateninstitut zur Datenpoli-
tik, zu einem effektiven Schutz des Individuums und zu einer erfolg-
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reichen Datenwirtschaft leisten? Der Open-Data-Bereich muss ohne
Frage eine zentrale Rolle in der Datenpolitik der Ampel-Koalition
spielen, ein Dateninstitut aber, das darüber hinaus die Verbesserung
der Datennutzbarkeit insgesamt im Einklang mit kollidierenden
Rechten und Rechtsgütern (Datenschutz, Persönlichkeitsschutz, Ge-
schäftsgeheimnisschutz usw.) in den Blick nimmt, hätte das Potenzi-
al, den entscheidenden Schritt für eine funktionsfähige Datenwirt-
schaft zu gehen.

Was fehlt der Datenwirtschaft heute? Vor allem Rechtssicherheit
beim Teilen und Auswerten von Daten im Einklang mit dem Daten-
schutzrecht. Innovative technische Lösungen, die Datenschutz und
Datennutzbarkeit miteinander vereinbaren, zB Datentreuhandlö-
sungen, stecken noch immer in den Kinderschuhen, ganz zu schwei-
gen von höchst interessanten Datengenossenschaftslösungen, die
auch und gerade Lock-in-Effekte bei der Nutzung von Social-Media-
Plattformen lösen helfen könnten. Datenzugang und die hierfür er-
forderlichen Institutionen, die das Europäische Recht zB in Art. 31
Digital Services Act vorgibt, die aber vor allem im Data Act enthalten
sein sollen, sind ein weiterer Bereich, der koordiniert vorangetrieben
werden muss, um die Funktionsfähigkeit der Datenwirtschaft im Ein-
klang mit dem Schutz von Persönlichkeitsrechten, Datenschutz und
Forschungsfreiheit zu gewährleisten. Die auf europäischer und na-
tionaler Ebene zu erwartenden Datengesetzgebungen der nächsten
Monate und Jahre müssen aufeinander abgestimmt werden und ih-
re Umsetzung muss mit Leitlinien und Handreichungen begleitet
werden. Diese Aufgabe könnte ein Dateninstitut übernehmen.

Der Koalitionsvertrag denkt das Dateninstitut bereits über den
Open-Data-Bereich hinaus, indem er konkrete Aufgaben für das Da-
teninstitut benennt, zu denen gerade auch Datentreuhandlösungen
gehören. Diese breite Linie muss weiterverfolgt werden. Ein Datenin-
stitut sollte die Datengesetzgebung begleiten sowie Wirtschaft,
Wissenschaft und Verwaltung bei der Implementierung und Umset-
zung von datenrechtlichen Regelungen beraten. Hier könnten sich
Schnittstellen ergeben zu der ebenfalls neu zu gründenden Deut-
schen Agentur für Transfer und Innovation (DATI), zu der bereits be-
stehenden Bundesagentur für Sprunginnovation (SPRIN-D) sowie
zur nationalen Forschungsdateninfrastruktur (NFDI).

Ein Dateninstitut sollte darüber hinaus aber drei weitere Aufgaben
haben:

c Es sollte Think and do Tank für die Fortentwicklung des Daten-
und Datenschutzrechts sowie der technischen Datenteilungsoptio-
nen sein und dabei im engen Austausch mit den Datenschutzbehör-
den stehen.
c Es sollte mit Fortbildungsangeboten Data Litracy fördern. Das be-

deutet auch, dass es in die Schulen hineinwirken muss. Jedes Kind
sollte wissen, was Daten sind und was man mit ihnen machen kann
und darf. Auch das britische ODI bietet Fortbildungen an und finan-
ziert sich dadurch zumindest in Teilen.
c Es sollte die Initiativen, die derzeit bereits an der technischen Rea-

lisierung von Datentreuhändern arbeiten, koordinieren und eigenen
Input beisteuern. Diese Initiativen sind schon heute zahlreich (Trust
Secure Data Sharing Spaces, Fraunhofer International Data Spaces,
European Data Trustee (EuroDaT), GesundheitsDAtentreuhand-Re-
allabor (DARE) sind nur einige wenige). Auch Datenstandards müs-
sen entwickelt, Anonymisierungs- und Pseudonymisierungstechni-
ken stärker vorangetrieben werden. Denn sie sind ein zentrales Ele-
ment, um eine Vereinbarkeit zwischen Datenschutz und Datennutz-
barkeit zu realisieren.

3. Vermeidung von Doppelstrukturen
In Deutschland verfügen wir mit den 38 vom RatSWD akkreditierten
Forschungsdatenzentren bereits über Institutionen, die Daten sehr
erfolgreich verfügbar machen. Insbesondere im Medizinbereich exis-
tieren darüber hinaus eine Vielzahl weiterer Register. Auf diesen
bereits bestehenden Strukturen müssen wir mit dem Dateninstitut
aufbauen, nicht in Konkurrenz zu ihnen treten. Das Dateninstitut
könnte hier eine One-Stop-Shop Lösung für einen Datenzugang auf-
bau en und die Anfragen an die Forschungsdatenzentren und Regis-
ter weiterleiten.

Skizze der Ausgestaltung eines möglichen Bundesdateninstituts

Das Dateninstitut sollte idealerweise auf Grund der Sachnähe und
um Synergien zu nutzen, örtlich beim Statistischen Bundesamt an-
gesiedelt werden. Dh nicht, dass es zwingend in der Kompetenz des
BMI liegen müsste, nur weil das Statistische Bundesamt zum Ge-
schäftsbereich des BMI gehört. Eine räumliche Nähe würde allein ko-
stenintensive Doppelstrukturen vermeiden helfen.

4. Örtlich verteilte Fachabteilungen
In seiner Beratungsfunktion könnte das Dateninstitut über verschie-
dene Fachabteilungen verfügen, die thematisch an die durch die eu-
ropäische Datenstrategie vorgegebenen Datenräume angelehnt
werden. Dh, es könnten spezifische Fachabteilungen für die Bera-
tung der Verwaltung, des Gesundheits-, Industrie-, Agrar-, Finanz-,
Mobilitäts-, Energiesektors und des Green Deals eingerichtet wer-
den, die Expertise in ihren Bereichen bündeln und durch das Daten-
institut koordiniert werden. Diese Unterabteilungen könnten durch-
aus an verschiedenen Orten verteilt sein, also zB für den Bereich
Open Data am Sitz von GovData, dem zentralen Open-Data-Portal
für Bund, Länder und Kommunen, angesiedelt werden, für Medizin-
daten aber an einem Standort, wo bereits viel Expertise in diesem Be-
reich vorhanden ist. Nur auf diesem Weg schaffen wir eine breite Be-
teiligung aller Experten, die sich schon heute mit der Datennutzbar-
keit beschäftigen und die, vereint unter dem Dach eines koordinie-
renden Dateninstituts mit Sitz beim Statistischen Bundesamt, end-
lich miteinander in Dialog treten würden.

Bonn, im März 2022
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